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Jobsuche leichter gemacht

„Heuern und feuern“ nach Wild-
west-Manier ist in Deutschland un-
möglich: Bevor ein Unternehmen 
hierzulande Mitarbeiter entlassen 
kann, muss es eine Reihe von Vor-
schriften beachten. Für Betriebe ab 
elf  Beschäftigten gilt zudem der ge-

Kündigungsschutz. In der Debatte darum, in welchem Maße der Staat Ar-
beitnehmer vor Entlassungen schützen sollte, werden zwei Dinge oft übersehen. 
Erstens versuchen die Betriebe schon aus demografischen Gründen viel stärker 
als früher, auch in Krisen ihre Mitarbeiter weiter zu beschäftigen. Zweitens hilft 
eine Deregulierung des Arbeitsmarkts, Langzeitarbeitslosigkeit abzubauen.

Hamburg:
Die Stadt mit dem größ-
ten Hafen Deutschlands 
steht wirtschaftlich be-
trachtet recht gut da.
Seite 3

Tarifverhandlungen:
Die Gewerkschaften 
gehen mit Lohnfor-
derungen zwischen 5 
und 7 Prozent in die 
Tarifrunden.
Seite 4-5

Biomarkt:
Ökologisch erzeugte 
Lebensmittel erfreuen 
sich hierzulande wach-
sender Beliebtheit.
Seite 6

Klimaschutz:
Die Europäische Union 
will bis 2020 ihre Emissi
onen um bis zu 30 Pro
zent gegenüber 1990 
senken – ein teurer Plan.
Seite 7

Breitbandanschlüsse:
Bis Mitte dieses Jahres 
soll die schnelle Inter-
netverbindung überall 
in Deutschland zur 
Verfügung stehen.
Seite 8
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11 bis 49
Beschäftigte

50 bis 249
Beschäftigte

250 bis 499
Beschäftigte

500 und mehr
Beschäftigte

Insgesamt

38

37

51

37

54

29

51

26

40

37

Kündigungsschutz: Zwei Seiten einer Medaille

... Kündigungen

So viel Prozent der Unternehmen haben ausschließlich aufgrund des gesetzlichen Kündigungs-
schutzes in den vorangegangenen vier Jahren schon einmal auf ... verzichtet

... Neueinstellungen

Befragung von 1.700 Unternehmen im Frühjahr 2008
Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft Köln Consult GmbH

setzliche Kündigungsschutz (Kasten 
Seite 2).

Über dieses Regelwerk diskutie-
ren Befürworter und Kritiker immer 
wieder. Zwei wesentliche Aspekte 
sprechen zumindest dafür, die der-
zeitige Gesetzeslage zu hinterfragen:

1.	Fachkräftemangel und demogra-
fischer Wandel. Die Fürsprecher des 
Kündigungsschutzes verweisen meist 
auf die ungleich verteilte Verhand-
lungsmacht: Während ein Arbeitneh-
mer materiell von seinem Job ab-
hängt, ist ein Arbeitgeber in der Regel 
nicht auf einen bestimmten Beschäf-
tigten angewiesen und kann mensch-
liche Arbeitskraft gegebenenfalls 
auch durch Maschinen ersetzen.

Doch in Zeiten, in denen wichtige 
Fachkräfte knapp werden, verbes-
sern sich die Bedingungen für die 
Arbeitnehmer:

So kamen in Bayern im Oktober 
2010 auf jeweils 100 Stellenangebote 
für Schlosser lediglich 67 Arbeitslose 
dieser Berufsrichtung; bei den Elek-
trikern waren es sogar nur 38.

Zudem ist den Betrieben bewusst, 
dass die demografische Entwicklung 
das Arbeitskräfteangebot tendenzi-
ell weiter sinken lässt. Entsprechend 
beschäftigen sie die Belegschaften 
auch dann, wenn vorübergehend 
nicht genug Arbeit für alle da ist. 
Dies hat bereits die Krise des Jahres 
2009 gezeigt, als die reale Wirt- ➞
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➞ schaftsleistung um 4,7 Prozent 
sank, die Zahl der Erwerbstätigen 
aber nahezu unverändert blieb.
2.	Arbeitsmarkteffekte. Würde der 
Kündigungsschutz gelockert, stiege 
die Zahl der Entlassungen vermutlich 
an. Andererseits würde so manches 
Unternehmen wohl eher neue Mitar-
beiter einstellen. Denn damit waren 
gerade kleinere Betriebe, die bei Kün-
digungen mit der komplizierten 
Rechtslage oft überfordert sind, zu-
letzt sehr zurückhaltend, wie eine 
Umfrage der Institut der deutschen 
Wirtschaft Köln (IW) Consult zeigt 
(Grafik Seite 1):

Rund 37 Prozent der befragten 
Unternehmen mit bis zu 249 Beschäf-
tigten haben schon einmal wegen des 
gesetzlichen Kündigungsschutzes auf 
Neueinstellungen verzichtet.

Ob eine Deregulierung unterm 
Strich zu mehr Beschäftigten führen 

würde, ist zwar unklar – die vorlie-
genden wissenschaftlichen Studien 
geben hier keine eindeutige Antwort.

Eines ist jedoch relativ sicher: Ein 
liberalerer Arbeitsmarkt bewirkt in 
der Regel, dass Stellen häufiger be-
setzt werden. Vor allem Langzeit
arbeitslose erhalten damit bessere 
Chancen. Dies zeigt auch ein inter-
nationaler Vergleich (Grafik/Kasten): 
Gerade in den südeuropäischen 
Staaten, aber auch in Deutschland 
geht die relativ starke Regulierung des 
Arbeitsmarkts mit einer Langzeitar-
beitslosenquote von bis zu 3,9 Pro-
zent (2008) einher. In Kanada bei-
spielsweise greift der Gesetzgeber 
dagegen kaum in den Arbeitsmarkt 
ein – dort waren zuletzt lediglich  
0,4 Prozent aller Erwerbspersonen 
länger als ein Jahr ohne Job.

Für diesen Zusammenhang spre-
chen auch längerfristige Beobach-
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Auf einer Skala von 0 (gar nicht) bis 6 (stark) 
war der Arbeitsmarkt in diesem Maße reguliert

Langzeitarbeitslosenquote
in Prozent

0 1 2 3 4 5 6

3,01
2,93
2,89
2,81

Zu viel Regulierung macht langzeitarbeitslos
im Jahr 2008

Langzeitarbeitslosenquote: Arbeitslose, die schon länger als ein Jahr ohne Job waren, 
in Prozent der Erwerbspersonen; Ursprungsdaten: OECD

Spanien
Portugal
Frankreich
Griechenland
Belgien
Deutschland
Italien
Polen
Schweden
Österreich
Niederlande
Finnland
Tschechien
Ungarn
Slowakei
Dänemark
Japan
Australien
Irland
Vereinigtes
Königreich
Kanada
USA

2,50
2,39
2,38
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2,18
2,15
2,13
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1,99
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1,32
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Kündigungsschutz        
in Deutschland
Unternehmen müssen laut bürgerlichem 
Recht und anderen Gesetzen bestimmte 
Fristen einhalten, die Kündigung 
muss schriftlich erfolgen und es sind 
besondere Regelungen für einzelne 
Personengruppen zu beachten – z. B. 
für Betriebsräte und Menschen mit 
Behinderungen. Hinzu kommt, dass die 
einzelnen Arbeitsgerichte die oft wenig 
konkreten Rechtsvorschriften unter-
schiedlich auslegen.

Betriebe mit mehr als zehn Beschäf-
tigten unterliegen darüber hinaus 
dem Kündigungsschutzgesetz. Es legt 
unter anderem fest, in welchen Fällen 
sich eine Kündigung aus betrieblichen 
Gründen auch sozial rechtfertigen lässt. 
Dabei sind etwa die Betriebszugehö-
rigkeitsdauer, das Lebensalter sowie 
etwaige Unterhaltspflichten eines Ar-
beitnehmers zu berücksichtigen. Auch 
dieses Gesetz enthält unbestimmte 
Rechtsbegriffe, die unterschiedlich in-
terpretiert werden können.

Der OECD-                   
Regulierungsindex
Die Organisation für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD) ermittelt regelmäßig aus 18 
Einzelindikatoren einen Index, der 
zeigt, wie stark der Arbeitsmarkt in den 
einzelnen Staaten reguliert ist. In die 
Berechnung fließen die Regulierung 
des individuellen und des kollektiven 
Kündigungsschutzes ebenso ein wie die 
gesetzlichen Vorschriften zur befristeten 
Beschäftigung und zur Zeitarbeit.

tungen: Griechenland, Italien, die 
Niederlande und Portugal haben zwi-
schen 1998 und 2008 ihren Arbeits-
markt deutlich dereguliert – und mit 
Ausnahme Portugals konnten alle 
Staaten in diesem Zeitraum die Lang-
zeitarbeitslosigkeit stark verringern.
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Stabiles Hoch im Norden

Hamburg. Im norddeutschen Stadt-
staat wird am 20. Februar außerplan-
mäßig ein neuer Senat gewählt, nach-
dem die Koalition aus CDU und Grü-
nen zerbrochen ist. Wirtschaftlich 
steht die Stadt mit dem größten Hafen 
der Bundesrepublik recht gut da. 

Forschung und Entwicklung, 
Wirtschaftswachstum und Erwerbs-
tätigkeit – in Deutschland sind es 
meist die südlichen Bundesländer, 
die in diesen Punkten am besten 
abschneiden (vgl. iwd 4/2011). Ein-
zig Hamburg kann als Nordlicht 
glänzen.

Der Stadtstaat ist ein internatio-
nales Wirtschaftszentrum, das sich 
auf Dienstleistungen wie Versiche-
rungen, Logistik (Hafenwirtschaft 
und Speditionen) sowie die Luft
fahrtindustrie spezialisiert hat und 
das höchste Bruttoinlandsprodukt 
(BIP) je Einwohner aller Bundeslän-
der vorweist. 

Deutschlands zweitgrößte Milli-
onenstadt hat besonders von der 
Öffnung des „Eisernen Vorhangs“ 
vor zwei Jahrzehnten profitiert: Der 
Hafen dient als Logistikknoten für 
Nord- und Osteuropa – 7,9 Milli
onen Container wurden hier 2010 
umgeschlagen. Mehr waren es euro-
paweit nur in Rotterdam und Ant-
werpen. 

Trotz des bereits hohen Wohl-
standsniveaus geht es in Hamburg 
weiter aufwärts: Mit einer Wachs-
tumsrate des BIP von durchschnitt-
lich 0,49 Prozent lag die Hansestadt 
in den vergangenen fünf Jahren –
wenn auch nur hauchdünn – über 
dem Bundesdurchschnitt von 0,43 
Prozent (Grafik). Und auch die Re-

zession haben die Hamburger besser 
weggesteckt:

Im Krisenjahr 2009 ging die Wirt-
schaftsleistung nur um 3,2 Prozent 
zurück, während deutschlandweit ein 
Minus von 4,7 Prozent zu verzeich-
nen war. 

Hier machte sich die geringe In-
dustriedichte Hamburgs positiv be-
merkbar. In der Hansestadt trägt 
dieser Sektor nur gut 12 Prozent zur 
Wertschöpfung bei. Am wichtigsten 
ist noch die Luftfahrzeugindustrie. 
Airbus unterhält in Finkenwerder 
sein größtes deutsches Werk mit 
12.000 Beschäftigten; die Lufthan-
sa zählt in ihrer Hamburger Werft 
7.500 Mitarbeiter. 

Die Bedeutung Hamburgs für das 
Umland wird nicht zuletzt auch da-
ran deutlich, dass die Nachbarkrei-
se in Niedersachsen und Schleswig-
Holstein mit 5 bis 6 Prozent 2010    
die niedrigsten Arbeitslosenquoten 

Norddeutschlands aufwiesen – unter 
den 1,13 Millionen Erwerbstätigen 
der Hansestadt sind zahlreiche 
Pendler. 

Als Stadtstaat bildet Hamburg 
mit seinen 1,8 Millionen Bürgern 
den Kern einer Metropolregion, die 
sich in die Länder Niedersachsen 
und Schleswig-Holstein erstreckt 
und etwa 4 Millionen Einwohner 
umfasst. Doch die Hamburger ver-
lassen sich nicht etwa auf  den 
„Speckgürtel“, wenn es darum geht, 
die Wirtschaft voranzutreiben: Mit 
der Erschließung einer Fläche von 
157 Hektar an der Elbe wird die 
Innenstadt derzeit um etwa 40 Pro-
zent erweitert; geplant und teils 
schon fertiggestellt sind Büros und 
Geschäfte für 45.000 Beschäftigte 
sowie 5.800 Wohnungen. Gekrönt 
wird die „Hafencity“ von der neuen 
Elbphilharmonie, die 2013 fertig 
sein soll.
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Hamburg: Kraftzentrum an der Elbe
2009 Hamburg Deutschland

Anteil Hamburgs an Deutschland in Prozent

1.778 81.862 2,2

Erwerbstätige in 1.000 1.125 40.265 2,8

Bruttoinlandsprodukt
(BIP) in Milliarden Euro 85,8 2.407,2 3,6

Einwohner in 1.000

BIP je Einwohner
in Euro

Quellen: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder (VGR),
Bundesagentur für Arbeit

Bruttowertschöpfung
je Erwerbstätigen
in Euro

Arbeitslosenquote
2010 in Prozent

Jahresdurchschnitt-
liche Veränderung
des BIP
von 2005 bis 2009 

48.229

29.406

68.112
53.414

8,2 7,7
0,49 0,43
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Tarifverhandlungen. Für die Gewerkschaften ist die Wirtschaftskrise offen-
bar ausgestanden. Sie gehen mit Lohnforderungen zwischen 5 und 7 Prozent 
in die anstehenden Tarifrunden – obwohl es gar keinen lohnpolitischen 
Nachholbedarf gibt.

Die Realität ausgeblendet

Wenn die Tarifparteien in diesem 
Jahr um Prozente ringen, schaut die 
wichtigste und größte deutsche 
Branche, die Metall- und Elektro-
Industrie, zu. Dort einigte man sich 
vor Jahresfrist auf einen zweijäh-
rigen Tarifvertrag, der für 2010 – 
dem Jahr eins nach der Krise – zwei 
Einmalzahlungen von jeweils 160 
Euro vorsah. Außerdem stellte die 
Vereinbarung Instrumente zur Be-
schäftigungssicherung in den Mittel-
punkt – vor allem eine verbesserte 
Förderung der Kurzarbeit. In diesem 
Jahr werden die Entgelte ab dem  
1. April um 2,7 Prozent erhöht.

Noch eine Schippe draufgelegt 
hat die Stahlindustrie, wo die Löhne 
im Oktober 2010 um 3,6 Prozent 
stiegen. Volkswagen zahlt ab Mai 
2011 insgesamt gut 4 Prozent.

Mit den ständig nach oben revi-
dierten Konjunkturprognosen wach-

sen auch in anderen Branchen die 
Begehrlichkeiten: Viele Gewerk-
schaften fordern Gehaltssteigerungen 
zwischen 5 und 7 Prozent (Tableau).

Für den Öffentlichen Dienst for-
dert ver.di zwar „nur“ eine lineare 
Anhebung der Entgelte um 3 Prozent, 
das gesamte Plus fällt aber deutlich 
höher aus. Denn vorweg sollen erst 
einmal alle Tarifentgelte, die soge-
nannten Tabellenwerte, um pauschal 
50 Euro angehoben werden. Das be-
günstigt die unteren Einkommens-
gruppen. Ähnliches will die Dienst-
leistungsgewerkschaft auch für die 
mehr als 100.000 Beschäftigten der 
Deutschen Telekom durchsetzen. 

In der Industrie und am Bau liegt 
die Messlatte für die anstehenden 
Verhandlungen ähnlich hoch. Für 
den Handel hat sich ver.di bislang 
nicht positioniert. Die Gehaltsanpas-
sungen haben für die Gewerkschaften 

zwar absolut Vorrang, allerdings gibt 
es auch den einen oder anderen Son-
derwunsch: In der Textilindustrie 
sollen die Arbeitsbedingungen alters-
gerecht gestaltet werden.

Ebenfalls in der Textilindustrie, 
aber auch bei den Versicherungen, 
sollen die Unternehmen mehr für 
die Gesundheit ihrer Beschäftigten 
tun. In der Süßwarenindustrie wol-
len die Gewerkschaften die tarifliche 
Altersvorsorge ausbauen. Und im 
Einzelhandel sollen sich die Tarif-
partner auf  einen bundesweiten 
Mindestlohn-Tarifvertrag einigen. 

Die Interessenvertretungen der 
Arbeitnehmer übersehen bei ihren 
Forderungen jedoch, dass es den 
Firmen in vielen Branchen längst 
noch nicht wieder so gut geht wie 
vor der Krise. Denn die Produktivi-
tät, also das Verhältnis von Output 
zu Arbeitseinsatz, liegt vielfach noch 
unter dem Niveau von 2008. 

Nach der klassischen Lohnformel 
aber sollen sich die Lohnsteige-
rungen vor allem an der Produktivi-
tätsentwicklung orientieren. Sonst 
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Lohnstückkosten: Arbeitnehmerentgelte in Relation zur Produktivität
Ursprungsdaten: Statistisches Bundesamt

Lohnstückkosten: Der Gipfel ist überschritten
2000 = 100 Geleistete Arbeitsstunden 

aller ErwerbstätigenErwerbstätigeLohnstückkosten je Stunde

2000 02 04 06 08 10 2000 02 04 06 08 10 2000 02 04 06 08 10

95

100
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99,6

103,3

105,6
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steigen für jede Produkteinheit die 
Lohnstückkosten, was die Wettbe-
werbsfähigkeit der Unternehmen 
und damit letztlich Jobs gefährdet. 

In der vergangenen Dekade wur-
de diese Vorgabe tatsächlich umge-
setzt (Grafik Seite 4). Bis 2008 sind 
die Lohnstückkosten praktisch stabil 
geblieben. Nur im Krisenjahr 2009 
schrumpfte die Produktivität, wäh-
rend die Arbeitskosten stiegen. Dies 
war nicht zuletzt eine Folge der 
Kurzarbeit. Denn die Unternehmen 
mussten – obwohl das Arbeitsamt 
das Kurzarbeitergeld übernahm – 
weiterhin Kosten schultern wie z. B. 
das Urlaubs- oder Weihnachtsgeld, 
die betriebliche Altersvorsorge und 
den bezahlten Urlaub.

Seit 2010 ist eine Kurskorrektur 
zu beobachten: Die Lohnstückkosten 
sind mit der anziehenden Konjunktur 
wieder gesunken.

Lohndrift
Unter Lohndrift versteht man die pro-
zentuale Veränderung der Tariflöhne ab-
züglich der prozentualen Veränderung 
der Bruttolöhne (Effektivlöhne). Ein 
negatives Vorzeichen bei der Lohndrift 
zeigt an, dass die Unternehmen in der 
Summe nicht bereit waren, den Tarif-
lohnanstieg voll zu zahlen.

Dass die Tarifpartner mit ihrer 
Strategie der vergangenen Jahre rich-
tig liegen, den Verteilungsspielraum 
an der Produktivität festzumachen, 
zeigt auch ein Blick auf die sogenann-
te Lohndrift (Kasten). Wenn bei den 
Tariflöhnen überzogen worden wäre, 
hätten die Unternehmen die Not-
bremse gezogen und bei Zulagen etc. 
entsprechend gekürzt. Das haben sie 
aber nicht: Die tatsächlich gezahlten 
Bruttolöhne sind je Stunde genauso 
stark gestiegen wie die Tariflöhne.

Allein 2010 lief die Entwicklung 
aus dem Ruder. Die Effektivlöhne 
schrumpften leicht, weil in der Krise 
weniger übertarifliche Zulagen ge-
zahlt wurden – wie Mehrarbeitszu-
schläge oder Boni (Grafik). 

Hinzu kommt, dass im ver-
gangenen Jahr die Kurzarbeit wieder 
abgebaut wurde. Infolgedessen stieg 
die Stundenzahl, die Löhne legten 
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Wo verhandelt
wird

Wann der Tarifvertrag
auslief bzw. ausläuft

Was die Gewerkschaften
fordern

Großhandel März bis April 2011
(regional unterschiedlich)

Noch keine Forderung

Einzelhandel März bis Juni 2011
(regional unterschiedlich)

Noch keine Forderung

Druckindustrie März 2011 Noch keine Forderung

Baugewerbe März 2011 Erhöhung der Entgelte
um 5,9 Prozent

Süßwarenindustrie
(West)

März bis Juli 2011
(regional unterschiedlich)

Erhöhung der Entgelte
um 5 Prozent; Ausbau der tarif-
lichen Altersvorsorge

Versicherungen März 2011 Erhöhung der Entgelte
um 6 Prozent; Regelungen zur
Beschäftigungssicherung und zum
Gesundheitsschutz; Verlängerung
der Altersteilzeit; mehr Auszu-
bildende und mehr Übernahmen

Chemische Industrie Februar bis April 2011
(regional unterschiedlich)

Erhöhung der Entgelte
um 7 Prozent

Textil- und Bekleidungs-
industrie

Februar 2011 Entgelterhöhung um 5 Prozent

Deutsche Telekom
(und Servicegesellschaften)

Dezember 2010 Erhöhung der Entgelte
um 6,5 Prozent; stärkere Anhebung
in den unteren Entgeltgruppen

Öffentlicher Dienst – Länder
(ohne Berlin und Hessen)

Dezember 2010 Erhöhung der Entgelte um 3 Prozent
plus Voraberhöhung der Tabellen-
werte um jeweils 50 Euro

Branchenauswahl
Ursprungsdaten: BDA-Tarifarchiv, Gewerkschaften

Tarifrunde 2011

aber nicht im gleichen Ausmaß zu, 
weil das Kurzarbeitergeld wegfiel. 

Auch 2011 besteht kein Grund, 
vom Kurs der produktivitätsorien-
tierten Lohnpolitik abzuweichen, da 
sie im vergangenen Jahrzehnt erfolg-
reich war. Die Zahl der Erwerbstä-
tigen ist zwischen 2000 und 2010 um 
3,4 Prozent gestiegen. Und seit 2006 
hat sich auch das Arbeitsvolumen, 
die Zahl der geleisteten Stunden, 
positiv entwickelt.

©
 2

01
1 

IW
 M

ed
ie

n 
· 

iw
d 

7

2000 02 04 06 08 10

Ursprungsdaten:
Statistisches Bundesamt

Effektivlöhne 
und Tarifzuwächse: 
Lange im Gleichschritt

Je stärker die Tariflöhne steigen, desto 
eher sind die Unternehmen gezwungen, 
bei den tatsächlich gezahlten Brutto-
löhnen Abstriche zu machen.

je Stunde, 2000 = 100

115

110

105

116,5

119,2

Bruttolöhne

Tariflöhne
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Öko wächst und gedeiht

Biomarkt. Ökologisch erzeugte Le-
bensmittel erfreuen sich zunehmender 
Nachfrage. Zuletzt setzte die Branche 
5,9 Milliarden Euro in Deutschland um. 
Um den steigenden Bedarf zu decken, 
werden zunehmend mehr Bioprodukte 
importiert.

Nicht zum ersten Mal hat ein 
Lebensmittelskandal die Nachfrage 
nach Ökoware in Deutschland ge-
pusht: Als Anfang Januar bekannt 
wurde, dass dioxinverseuchtes 
Schweinefleisch und Geflügel in den 
Handel gelangt war, griffen die Ver-
braucher verstärkt zu Biolebensmit-
teln. Kurz nach dem Ausbruch des 
Dioxinskandals waren Bioeier vie-
lerorts ausverkauft, auch Hähnchen- 
und Schweinefleisch mit Biosiegel 
waren plötzlich knapp.

Viele Verbraucher stellen aus 
Angst oder Verunsicherung ihren 
Speiseplan für eine kurze Zeit zu-
mindest teilweise auf Biolebensmit-
tel um. Das war schon zu BSE-
Zeiten so und ist heute nicht anders. 
Doch immer bleiben auch einige bei 
ihren neuen Verzehrgewohnheiten 
hängen, sodass die Umsätze der Bio
branche Jahr für Jahr kontinuierlich 
zulegen konnten (Grafik):

Im Jahr 2010 belief sich der Um-
satz mit Biolebensmitteln nach Anga-
ben des Bundes Ökologische Lebens-
mittelwirtschaft auf 5,9 Milliarden 
Euro – zehn Jahre zuvor waren es 
gerade mal 2,1 Milliarden Euro.

Allerdings hat sich die Nachfrage 
nach Biokost nicht kontinuierlich 
gesteigert: Während der Markt für 
ökologisch erzeugte Lebensmittel 
Mitte der 2000er Jahre jährliche 
Wachstumsraten von bis zu 18 Pro-

zent verzeichnete, war die Expansion 
zuletzt deutlich gebremst. Laut Ex-
pertenmeinung dürfte der Appetit 
auf Biokarotten und -milch jedoch 
künftig wieder deutlich zunehmen:

Das Institut für Handelsforschung 
prognostiziert, dass im Jahr 2020 
rund 6,9 Milliarden Euro mit Biole-
bensmitteln umgesetzt werden; das 
Beratungsunternehmen Booz & Com-
pany rechnet sogar mit einem Markt-
volumen von bis zu 10 Milliarden Euro 
– und zwar bereits im Jahr 2016.

Schon heute können die hei-
mischen Biobauern die Nachfrage 
nach ökologisch erzeugten Pro-
dukten allerdings nicht mehr alleine 
stemmen. Dass die sogenannten Kli-
magünstlinge – etwa Biobananen 
oder Biolitschis – importiert werden 
müssen, ist ersichtlich. Doch mitt-
lerweile stammen auch die meisten 
Biobirnen im deutschen Handel aus 
dem Ausland, ebenso werden Öko-
zwiebeln, -möhren und -kartoffeln 
im großen Stil in die Bundesrepublik 
eingeführt.

Bei frischem Gemüse aus ökolo-
gischem Anbau beträgt die Import-
quote teils 50 Prozent und mehr – 
eine Größenordnung, die allerdings 

auch bei konventionell erzeugtem 
Grünzeug erreicht wird.

Trotz des stetigen Wachstums der 
Biobranche: Immer noch ist der 
Marktanteil von biologisch er-
zeugten Lebensmitteln und Ge-
tränken mit knapp 4 Prozent an 
allen umgesetzten Nahrungsmitteln 
recht bescheiden. Gleichwohl bildet 
Deutschland innerhalb Europas – 
2009 wurden in der Staatengemein-
schaft 18,4 Milliarden Euro mit 
Bioware umgesetzt – den größten 
Markt für ökologische Lebensmit-
tel. Auf Platz zwei liegt Frankreich 
(3 Milliarden Euro Umsatz), gefolgt 
von Großbritannien (2,07 Milliar-
den Euro Umsatz).

Und wo kaufen die Deutschen 
ihre Naturkost ein? Die meisten 
Ökolebensmittel finden über die tra-
ditionellen Discounter den Weg zu 
den Verbrauchern. Während der 
konventionelle Lebensmitteleinzel-
handel beim Absatz von Bioware 
aber stagniert, konnte der Fachhan-
del mit Biolebensmitteln zuletzt zu-
legen. Kein Wunder: Mit knapp 580 
Biosupermärkten ist Deutschland 
auch auf diesem Feld europäischer 
Spitzenreiter.

©
 2

01
1 

IW
 M

ed
ie

n 
· 

iw
d 

7

Bioprodukte: Biolebensmittel und Biogetränke ohne Außer-Haus-Verzehr und ohne Genussmittel
Quellen: Universität Kassel, AMI Agrarmarkt Informations-Gesellschaft, AC Nielsen, GfK

Lebensmittel: Der grüne Aufschwung
So viele Milliarden Euro wurden in Deutschland mit Bioprodukten umgesetzt

2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010

2,1
2,7 3,0 3,1 3,5 3,9

4,6
5,3

5,8 5,8 5,9
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Ehrgeiz hat seinen Preis

Klimaschutz. China und die USA sind 
die größten Treibhausgas-Emittenten 
der Welt, aber ihre Reduktionszusagen 
bleiben vage. Die Europäische Union 
(EU) dagegen diskutiert, ihre Emissi-
onen bis 2020 um bis zu 30 Prozent 
gegenüber 1990 zu senken – was allein 
die deutsche Wirtschaft rund 4,5 Milli-
arden Euro zusätzlich kosten könnte.
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Länderauswahl
Ursprungsdaten: Weltklimasekretariat

Klimaschutz: Ungleiche Ziele
Um so viel Prozent wollen diese Staaten
ihre Emissionen bis 2020
im Vergleich zu 1990 verändern
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 Deutsch-
land

Deutschland verursacht nur noch 
gut 2,5 Prozent des gesamten weltwei-
ten Ausstosses von Treibhausgasen. 
Somit wirken sich die großen Be
mühungen, hierzulande die Emissi-
onen noch weiter zu reduzieren, kaum 
auf das weltweite Klima aus – andere 
Länder könnten viel mehr erreichen:

Während die 27 EU-Mitglieder 
ihre Emissionen seit 1990 um mehr 
als 11 Prozent gesenkt haben und 
Deutschland bis 2008 sogar ein Minus 
von gut 21 Prozent schaffte, haben die 
USA  in diesem Zeitraum 13 Prozent 
mehr Klimagase ausgestoßen. 

Auch China hat seine Treibhaus-
gasemissionen seit 1990 mehr als ver-
doppelt und ist damit zum größten 
Emittenten der Welt aufgestiegen. 
Fast 40 Prozent der globalen Emissi-
onen gehen auf das Konto Chinas 
und der USA. Weltweit betrachtet 
sind die Emissionen seit dem Jahr 
1990 um mehr als ein Fünftel ange-
stiegen – aller Konferenzen, Verpflich-
tungen, Regelungen und Anstren-
gungen zum Trotz. 

Auch auf dem letzten Weltklima-
gipfel in Cancun Ende vergangenen 
Jahres ist kein neues Abkommen zu-
stande gekommen. Die EU hat sich 
dagegen verpflichtet, ihre Emissionen 
bis 2020 um 20 Prozent gegenüber 
1990 zu verringern und hat mittler-
weile sogar eine Reduktion um 30 
Prozent angeboten (Grafik). Deutsch-
land ist noch eifriger: Um 40 Prozent 
soll der Treibhausgasausstoß hierzu-
lande bis 2020 sinken. Damit lastet 
der größte Teil der europäischen 

Minderungsverpflichtungen auf den 
Schultern der Bundesrepublik. 

Die EU-Kommission hat errech-
net, dass das europaweite 30-Pro-
zent-Ziel teuer wird: Die Preise für 
Emissionsrechte dürften sich zumin-
dest verdoppeln. 

Für die Stromerzeugung und die 
Industrie ist das mit Extrakosten ver-
bunden – für Deutschland werden für 
das Jahr 2020 Zusatzbelastungen von 
4,5 Milliarden Euro erwartet. Unter-
nehmen müssen nicht nur für Zerti-
fikate tiefer in die Tasche greifen, um 
sich die Erlaubnis für Emissionen zu 
erkaufen, sondern  zudem nach wei-
teren – meist kostspieligen – Möglich-
keiten suchen, ihren CO2-Ausstoß zu 
drosseln. Dies trifft besonders ener-
gieintensive Branchen, die ohnehin 
in einem harten internationalen Wett-
bewerb stehen. Viele weitere Betriebe 
und Haushalte bekommen die hö-
heren Kosten über einen steigenden 
Strompreis zu spüren.
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Langsame Nutzer

Breitbandanschlüsse. In Deutschland 
soll die schnelle Internetverbindung bis 
Mitte 2011 flächendeckend zur Verfü-
gung stehen.
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Befragung von 30.705
Personen im Jahr 2010
Quelle: TNS Infratest

Internet: Breitband
macht sich breit
So viel Prozent der Einwohner
in Deutschland nutzten 2010 diese Technik

Insgesamt

in Gemeinden
mit weniger als
5.000
Einwohnern

darunter:

in Städten
mit mehr als
500.000
Einwohnern

Das IW Köln wird 60
Das Institut der deutschen Wirtschaft 
Köln (IW) wird 60 Jahre alt. Gegründet 
wurde es 1951 als Deutsches Industrieins
titut, seit 1973 firmiert es unter seinem 
heutigen Namen. Im Jubiläumsjahr 
finden zahlreiche Veranstaltungen – zum 
Teil gemeinsam mit den Mitgliedsverbän-
den – statt. Weitere Informationen finden 
Sie auf www.iwkoeln.de.

24. 2. Diskussionsveranstaltung mit 
Werner Hoyer, MdB, Staatsminister im 
Auswärtigen Amt, und Prof. Michael 
Hüther, Studio Dumont, Köln +++ 7. 4. 
Berliner Gespräche – Frühjahrstagung, 
Berlin +++ 2. 5. Festakademie mit Bun-
desfinanzminister Dr. Wolfgang Schäuble, 
MdB, Akademie der Wissenschaften, 
Berlin +++ 12. 5. Gemeinsame Veran-
staltung mit Hessen Metall, Frankfurt am 
Main +++ 17. 5. IW- Workshop, Brüssel 
+++ 25. 5. Gemeinsame Veranstaltung 
mit Metall NRW, Düsseldorf +++ 16. 6. 
JUNIOR Bundeswettbewerb, Köln +++ 
19. 10. Berliner Gespräche – Herbstta-
gung, Berlin +++ 16. 11. Vortrags- und 
Diskussionsveranstaltung in Kooperation 
mit dem Arbeitgeberverband Köln, Köln 
+++ 7. 12. Diskussionsveranstaltung mit 
Stephan Grünewald, Geschäftsführer 
rheingold, Institut für qualitative Markt- 
und Medienanalysen, und Prof. Michael 
Hüther, Studio Dumont, Köln

Wer auf einer Hallig oder in den 
Hochalpen lebt, kennt das Problem: 
Ins Internet gelangt man in solch 
dünn besiedeltem oder topografisch 
schwierigem Gelände häufig nur per 
analogem Modem oder ISDN. Mit 
diesen Schmalbandanschlüssen las-
sen sich meist lediglich E-Mails sen-
den und empfangen. Der Zugang 
zum Web ist zudem sehr langsam, 
denn die meisten Internetseiten sind 
längst auf schnelle Breitbandverbin-
dungen ausgelegt.

Unter Breitband versteht man In-
ternetzugänge, die Daten mit einer 
Übertragungsrate von einem Megabit 
pro Sekunde und mehr transportie-
ren. Derzeit ist dies bundesweit in 
98,5 Prozent aller Haushalte möglich, 
tatsächlich genutzt wird die Technik 
allerdings noch deutlich seltener 
(Grafik):

Etwa die Hälfte der Bevölkerung 
geht derzeit mithilfe von Breitband-
anschlüssen online.

Weil der schnelle Zugang ins Netz 
für Privatpersonen und Unterneh-
men – zur besseren Positionierung 
im Wettbewerb – von enormer Be-
deutung ist, will die Bundesregie-
rung bis zur Jahresmitte eine flä-

chendeckende Breitbandversorgung 
erreichen – ein Ziel, das sie sich ur-
sprünglich schon für Ende 2010 vor-
genommen hatte. Da der Ausbau der 
Netze teuer ist, nimmt die Politik die 
Mobilfunkanbieter in die Pflicht: 
Die dürfen neue Frequenzpakete in 
lukrativen Ballungsgebieten erst 
dann einsetzen, wenn sie vorab in 
den Breitbandausbau in unterver-
sorgten Gebieten investiert haben. 

Weitere Informationen zur Breitband-
versorgung in Deutschland gibt es unter: 
www.zukunft-breitband.de


